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K l e i n e  A n f r a g e

Wir fragen die Landesregierung:

1.	�Wie hoch ist die Anzahl der erfassten Tatverdächtigen in Bezug auf Gewalt-
delikte, Eigentumsdelikte, Verstöße gegen das Betäubungsmittel- und Waffen-
gesetz im Jahr 2020 sowie im ersten Halbjahr 2021 in Bahnhöfen und in Zügen 
sowie in Bussen des ÖPNV (bitte nach Deliktsarten aufschlüsseln sowie einer 
jeweiligen Aufschlüsselung nach erfassten deutschen und nichtdeutschen Tat-
verdächtigen)?

2.	�Nach welchen nichtdeutschen Staatsangehörigkeiten schlüsseln sich die erfass-
ten nichtdeutschen Personen in Bezug auf Frage 1 im Jahr 2020 sowie im ersten 
Halbjahr 2021 auf?

3.	�Wie viele der nichtdeutschen Tatverdächtigen waren nach geltendem Recht 
zum Tatzeitpunkt bereits ausreisepflichtig (bitte nach Staatsangehörigkeit auf-
schlüsseln)?

4.	�Welche Bahnhöfe in Baden-Württemberg befanden sich im Jahr 2020 sowie im 
ersten Halbjahr 2021 im Hinblick auf Gewaltdelikte, Eigentumsdelikte, Verstö-
ße gegen das Betäubungsmittel- und Waffengesetz unter den ersten drei Plätzen 
(bitte nach Bahnhöfen und Deliktsgruppe aufschlüsseln)?

5.	�Kann sie in Bezug auf ihre Antwort zu Frage 4 erläutern, welche Gemeinsam-
keiten bestimmte Bahnhöfe im Hinblick auf die Ursache für ihre Positionierung 
innerhalb einer bestimmten Deliktsgruppe aufweisen und aus welchen Gründen 
bestimmte Bahnhöfe jeweils den ersten Platz in der jeweiligen Deliktsgruppe 
besetzen (bitte ausführen)?
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6.	�Wie viele Verspätungsminuten, auch Zugfolgeverspätungen, entstanden im 
Jahr 2020 sowie im ersten Halbjahr 2021 im SPNV im Zusammenhang mit 
Polizeieinsätzen am und im Zug sowie Polizeieinsätzen in Bahnhöfen (bitte je 
Monat aufschlüsseln)?

7.	�Wie viele Zugausfälle entstanden im Jahr 2020 sowie im ersten Halbjahr 2021 
im SPNV im Zusammenhang mit Polizeieinsätzen am Zug sowie Polizeieinsät-
zen in Bahnhöfen (bitte je Monat aufschlüsseln?)

8.	�Wie viele Bedienstete des ÖPNV wurden im Jahr 2020 sowie im ersten Halb-
jahr 2021 in Ausübung ihrer Tätigkeit als Busfahrer, Lokomotivführer oder 
Zugbegleiter Opfer von Straftaten (bitte nach Berufsgruppen aufschlüsseln)?

9.	�Welche konkreten Maßnahmen ergreift die Landesregierung an Bahnhöfen, in 
Zügen und in Bussen, um den ÖPNV sowohl für Beschäftigte wie auch Reisende 
sicherer zu machen?

9.11.2021

Klauß, Lindenschmid, Goßner AfD

B e g r ü n d u n g

Polizeieinsätze an und in Zügen sowie in Bahnhöfen sorgen immer wieder für 
Verspätungen, Zugfolgeverspätungen und Zugausfälle im SPNV. Nicht selten 
kommen im Zusammenhang mit Straftaten an Bahnhöfen, in Zügen und in Bussen 
auch Bedienstete des ÖPNV zu schaden.

A n t w o r t

Mit Schreiben vom 9. Dezember 2021 Nr. IM3-0141.5-130/97 beantwortet das 
Ministerium des Inneren, für Digitalisierung und Kommunen im Einvernehmen 
mit dem Ministerium der Justiz und für Migration und dem Ministerium für Ver-
kehr die Kleine Anfrage wie folgt:

1.	�Wie hoch ist die Anzahl der erfassten Tatverdächtigen in Bezug auf Gewalt-
delikte, Eigentumsdelikte, Verstöße gegen das Betäubungsmittel- und Waffen-
gesetz im Jahr 2020 sowie im ersten Halbjahr 2021 in Bahnhöfen und in Zügen 
sowie in Bussen des ÖPNV (bitte nach Deliktsarten aufschlüsseln sowie einer 
jeweiligen Aufschlüsselung nach erfassten deutschen und nichtdeutschen Tat-
verdächtigen)?

2.	�Nach welchen nichtdeutschen Staatsangehörigkeiten schlüsseln sich die erfass-
ten nichtdeutschen Personen in Bezug auf Frage 1 im Jahr 2020 sowie im ersten 
Halbjahr 2021 auf?

Zu 1. und 2.:

Die statistische Erfassung von Straftaten erfolgt bei der Polizei Baden-Württem-
berg anhand der Polizeilichen Kriminalstatistik (PKS). Bei der PKS handelt es 
sich um eine sogenannte reine Ausgangsstatistik, in der strafrechtlich relevante 
Sachverhalte nach der polizeilichen Sachbearbeitung vor Abgabe an die Strafver-
folgungsbehörden erfasst werden. Die PKS ist als Jahresstatistik konzipiert. Die 
Fallerfassung erfolgt nach den bundeseinheitlichen „Richtlinien für die Führung 
der Polizeilichen Kriminalstatistik“.
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Die Erfüllung polizeilicher Aufgaben auf dem Gebiet der Bahnanlagen der Eisen-
bahnen des Bundes fällt grundsätzlich in die örtliche und sachliche Zuständigkeit 
der Bundespolizei. Obwohl die von der Bundespolizei statistisch erfassten Straf-
taten in der PKS Baden-Württemberg ausgewiesen werden, können diese wegen 
Abweichungen bei der Erfassung u. a. nicht anhand von bestimmten Tatörtlich-
keiten, wie der Tatörtlichkeit „Bahnhof“, ausgewertet werden. Für eine valide 
Darstellung im Sinne der Fragestellung wurden nachfolgend die Tatverdächtigen 
von Straftaten im öffentlichen Personenverkehr (ÖPV)1 dargestellt.

In der PKS werden aufgrund der sogenannten Tatverdächtigenechtzählung die 
Tatverdächtigen (TV) je Berichtszeitraum je Deliktsbereich nur einmal erfasst, 
auch wenn sie innerhalb dieser ggf. an mehreren Fällen beteiligt waren.

Unterjährige, mithin monatliche Auswertezeiträume unterliegen erheblichen Ver-
zerrungsfaktoren, beispielsweise bezogen auf die Dauer der Ermittlungsverfah-
ren oder den Zeitpunkt der statistischen Fallerfassung, und sind demnach wenig 
belastbar bzw. aussagekräftig. Für das aktuelle Jahr 2021 sind daher lediglich 
Trendaussagen möglich.

_____________________________________

1	� Dies umfasst in der PKS Vorgänge der Bundespolizei oder der Landespolizei u. a. mit folgenden 
Tatörtlichkeiten im öffentlichen Raum: Bahn-Anlage, Bahnhof, Bahnkörper (Gleiskörper), Bahn
steig, Eisenbahn (Zug), Fahrscheinautomat, Haltestelle, Omnibus (Bus), S-Bahn (Zug), sonstige 
Verkehrsanlage (Schiene), Straßenbahn (Fahrzeug), Straßenbahnanlage, Straßenbahngleisanlage, 
Straßenbahnhaltestelle, U-Bahn (Zug), U-Bahn-Anlage.

2	� PKS-Summenschlüssel umfasst grundsätzlich: Mord; Totschlag und Tötung auf Verlangen; 
Vergewaltigung, sexuelle Nötigung und sexueller Übergriff im besonders schweren Fall ein-
schließlich mit Todesfolge; Raub, räuberische Erpressung und räuberischer Angriff auf Kraft
fahrer; Körperverletzung mit Todesfolge; gefährliche und schwere Körperverletzung; Ver
stümmelung weiblicher Genitalien; erpresserischer Menschenraub; Geiselnahme und Angriff 
auf den Luft- und Seeverkehr.



4

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 1244



5

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 1244



6

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 1244



7

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 1244

In den Monaten Januar bis Oktober 2021 zeichnet sich im Vergleich zum Vor-
jahreszeitraum bei den deutschen und nichtdeutschen TV der Gesamtstraftaten 
im ÖPV, der Gewaltkriminalität im ÖPV und den Diebstahlsdelikten im ÖPV ein 
Rückgang ab. Daneben ist auch bei den deutschen TV der Straftaten ohne aus-
länderrechtliche Verstöße im ÖPV sowie den nichtdeutschen TV der Straftaten 
nach dem Waffengesetz/Gesetz über die Kontrolle von Kriegswaffen im ÖPV ein 
Rückgang zu verzeichnen. Die deutschen TV der Straftaten nach dem Waffen-
gesetz/Gesetz über die Kontrolle von Kriegswaffen im ÖPV und der Rauschgift-
delikte nach dem Betäubungsmittelgesetz im ÖPV sowie die nichtdeutschen TV 
der Straftaten ohne ausländerrechtliche Verstöße im ÖPV liegen auf dem Niveau 
des Vorjahreszeitraums. Ein Anstieg deutet sich bei den nichtdeutschen TV der 
Rauschgiftdelikte nach dem Betäubungsmittelgesetz im ÖPV an.

3.	�Wie viele der nichtdeutschen Tatverdächtigen waren nach geltendem Recht zum 
Tatzeitpunkt bereits ausreisepflichtig (bitte nach Staatsangehörigkeit aufschlüs-
seln)?

Zu 3.:

Auf die Ausführungen zu den Fragen 1 und 2 wird verwiesen. Eine statistische 
Erfassung im Sinne der Fragestellung erfolgt nicht. Zur Beantwortung der Frage 
ist eine händische Auswertung jedes einzelnen nichtdeutschen Tatverdächtigen 
erforderlich. Diese wäre mit einem nicht vertretbaren personellen Aufwand ver-
bunden. 
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4.	�Welche Bahnhöfe in Baden-Württemberg befanden sich im Jahr 2020 sowie im 
ersten Halbjahr 2021 im Hinblick auf Gewaltdelikte, Eigentumsdelikte, Verstö-
ße gegen das Betäubungsmittel- und Waffengesetz unter den ersten drei Plätzen 
(bitte nach Bahnhöfen und Deliktsgruppe aufschlüsseln)?

5.	�Kann sie in Bezug auf ihre Antwort zu Frage 4 erläutern, welche Gemeinsam-
keiten bestimmte Bahnhöfe im Hinblick auf die Ursache für ihre Positionierung 
innerhalb einer bestimmten Deliktsgruppe aufweisen und aus welchen Gründen 
bestimmte Bahnhöfe jeweils den ersten Platz in der jeweiligen Deliktsgruppe 
besetzen (bitte ausführen)?

Zu 4. und 5.:

Auf die Ausführungen zu den Fragen 1 und 2 wird verwiesen. Die Gründe für 
die Entstehung von Kriminalität sind vielschichtig und fluide. Grundsätzlich ste-
hen die Entstehungsfaktoren für Kriminalität an Bahnhöfen in einem Zusammen-
hang mit deren Größe bzw. der dort jeweils vorhandenen Tatgelegenheitsstruktur. 
Beispielsweise Beförderungszahlen, allgemeiner Publikumsverkehr, Infrastruktur 
oder auch Warenangebote in Geschäften und Gastronomiebetrieben beeinflussen 
die Tatgelegenheiten und können sich in der Folge auf das Kriminalitätsaufkom-
men auswirken. Vor dem Hintergrund der Einschränkung bei der statistischen 
Auswertung an bestimmten Tatörtlichkeiten bei durch die Bundespolizei erfassten 
Straftaten sowie dem Umstand, dass nicht jedem Bahnhof in Baden-Württemberg 
in der PKS ein vergleichbarer, räumlich abgegrenzter Tatortschlüssel zugewiesen 
ist, wurden für eine valide Darstellung im Sinne der Fragestellung die einschlä-
gigen Straftaten im ÖPV für die 44 Stadt- und Landkreise Baden-Württembergs 
ausgewertet. Sie sind im Folgenden entsprechend den Fallzahlenspitzen darge-
stellt:
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Bei den betrachteten deliktischen Fallzahlenspitzen im ÖPV nach Stadt- und 
Landkreisen im Jahr 2020 wurde mit einem Anteil von 93,5 Prozent das Gros 
der Fälle in den Großstädten Baden-Württembergs mit einer Einwohnerzahl von 
jeweils mehr als 100.000 Einwohnern erfasst.

Grundsätzlich ist zur weitergehenden Bewertung auch die landesweite Entwick-
lung der Straftaten im ÖPV in der Mehrjahresbetrachtung zu berücksichtigen. Im 
Vergleich der zurückliegenden fünf Jahre haben die Gesamtstraftaten im ÖPV 
kontinuierlich von 79.414 Fällen im Jahr 2016 um 27,1 Prozent auf 57.930 Fälle 
im Jahr 2020 und die Gesamtstraftaten ohne ausländerrechtliche Verstöße im ÖPV 
kontinuierlich von 66.247 Fällen im Jahr 2016 um 24,1 Prozent auf 50.293 Fälle 
im Jahr 2020 abgenommen. Fälle der Gewaltkriminalität im ÖPV bewegen sich 
mit 1.404 Fällen im Jahr 2020 auf dem Niveau des Fünfjahresdurchschnittswertes 
von 1.380 Fällen. Diebstahlsdelikte im ÖPV haben sich ausgehend von 14.116 Fäl-
len im Jahr 2016 bis auf 7.373 Fälle im Jahr 2020 nahezu halbiert. Rauschgift
delikte nach dem Betäubungsmittelgesetz im ÖPV liegen mit 3.339 Fällen im Jahr 
2020 auf einem Fünfjahrestiefstwert. Im Jahr 2016 lagen die einschlägigen Straf-
taten noch bei 4.045 Fällen, was einem Rückgang von 17,5 Prozent entspricht. 
Auch die Straftaten nach dem Waffengesetz/Gesetz über die Kontrolle von Kriegs
waffen im ÖPV liegen mit landesweit 332 Fällen im Jahr 2020 auf einem Fünf-
jahrestiefstwert und 10,5 Prozent unterhalb des Fünfjahreshöchstwertes im Jahr 
2019 mit 371 Fällen.

In den Monaten Januar bis Oktober 2021 zeichnen sich im Vergleich zum Vor-
jahreszeitraum in den betrachteten Deliktsbereichen im ÖPV landesweit, mit Aus-
nahme der tendenziell ansteigenden Rauschgiftdelikte nach dem Betäubungsmit-
telgesetz im ÖPV, rückläufige Fallzahlen ab. Bei den nach Fallspitzen absteigend 
dargestellten Stadt- und Landkreisen deuten sich in den ersten zehn Monaten des 
Jahres 2021 im Vergleich zum Vorjahreszeitraum keine signifikanten Verände-
rungen an.

6.	�Wie viele Verspätungsminuten, auch Zugfolgeverspätungen, entstanden im Jahr 
2020 sowie im ersten Halbjahr 2021 im SPNV im Zusammenhang mit Polizei-
einsätzen am und im Zug sowie Polizeieinsätzen in Bahnhöfen (bitte je Monat 
aufschlüsseln)?

7.	�Wie viele Zugausfälle entstanden im Jahr 2020 sowie im ersten Halbjahr 2021 
im SPNV im Zusammenhang mit Polizeieinsätzen am Zug sowie Polizeieinsät-
zen in Bahnhöfen (bitte je Monat aufschlüsseln?)

Zu 6. und 7.:

Die Meldungen von Verspätungen und Zugausfällen werden im Rahmen des Qua-
litätsmesssystems (QMS) des Landes über die Verkehrsverträge mit den Eisen-
bahnverkehrsunternehmen (EVU) erfasst. Hierbei werden die Ursachen für Ver-
spätungen und Zugausfälle insbesondere in den neueren Verkehrsverträgen nach 
einer einheitlichen Codierung vorgenommen. Allerdings ist nicht in allen Ver-
kehrsverträgen diese Codierung festgelegt worden.

Im Zusammenhang mit Zugausfällen gibt es die Codierung „Behördliche Anord-
nung“. Diese unterscheidet allerdings nicht nach dem genauen Grund der polizei-
lichen Maßnahme, weshalb hierunter alle Polizeieinsätze fallen. In der großen 
Mehrheit sind das Personenunfälle. Die Unterscheidung nach der jeweiligen Ursa-
che der behördlichen Anordnung ist nicht abrechnungsrelevant und wird daher in 
der möglichen Kommentierung zur Codierung auch nicht immer von den EVU 
ausgefüllt. Im Ergebnis können damit Ereignisse im Sinne der Frage 1, aber auch 
andere Ereignisse wie Personenunfälle, Personen im Gleis oder sonstige gefähr-
liche Ereignisse im Betrieb subsumiert werden. Aus diesem Grund ist eine valide 
Auswertung im Zusammenhang der Frage 1 nicht möglich. Auch enthalten ins-
besondere ältere Verkehrsverträge keine dezidierte Codierung im vorgenannten 
Sinne. 
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Unabhängig davon wird in der Anlage der Anteil der Zugausfälle aufgrund „Be-
hördlicher Anordnung“ an der gesamten Zahl der Zugausfälle für den angefragten 
Zeitraum nach Jahresscheiben und nach monatlichen Ausfällen dargestellt.

Aus dieser Aufstellung ist zu entnehmen, dass Zugausfälle aufgrund „Behörd-
licher Anordnung“ im laufenden Betrieb eine eher untergeordnete Rolle spielen 
(Größenordnung in der Regel zwischen 1,5 % und 5 % aller Ausfälle).

Bei der Erfassung der Verspätungsursachen ist dagegen keine vergleichbare Co-
dierung wie für Zugausfälle vorgesehen, da sie nach den vertraglichen Festlegun-
gen zu Vertragsminderungen bzw. Vertragsstrafen keine Rolle spielen.

Mit dem QMS ist es auch nicht möglich, Polizeieinsätze an Bahnhöfen nachzu-
vollziehen.

8.	�Wie viele Bedienstete des ÖPNV wurden im Jahr 2020 sowie im ersten Halb-
jahr 2021 in Ausübung ihrer Tätigkeit als Busfahrer, Lokomotivführer oder 
Zugbegleiter Opfer von Straftaten (bitte nach Berufsgruppen aufschlüsseln)?

Zu 8.:

In der PKS erfolgt eine Opfererfassung im Bereich der sogenannten Opferdelikte. 
Opferdelikte sind v. a. Straftaten gegen das Leben, die körperliche Unversehrt-
heit, Freiheit und sexuelle Selbstbestimmung. Opfer unterliegen im Gegensatz 
zu Tatverdächtigen keiner sogenannten Echtzählung, sodass Personen mehrfach 
als Opfer in der PKS erfasst werden, wenn sie innerhalb eines Berichtsjahres 
bzw. eines Deliktsbereiches mehrfach Opfer einer strafbaren Handlung geworden 
sind. Opfer können anhand von Opferspezifika ausgewertet werden. Im Sinne der 
Fragestellung wurden im Jahr 2020 insgesamt 200 Opfer im ÖPV mit dem Opfer-
typ „Fahrdienstpersonal“ erfasst. Eine weitere Differenzierung nach den in Rede 
stehenden spezifischen Tätigkeiten ist dabei nicht möglich.

In den Monaten Januar bis Oktober 2021 zeichnet sich im Vergleich zum Vor-
jahreszeitraum bei den erfassten Opfern im ÖPV mit dem Opfertyp „Fahrdienst-
personal“ ein Anstieg ab.

9.	�Welche konkreten Maßnahmen ergreift die Landesregierung an Bahnhöfen, in 
Zügen und in Bussen, um den ÖPNV sowohl für Beschäftigte wie auch Reisende 
sicherer zu machen?

Zu 9.:

Die Landesregierung verweist bezüglich der Fragestellung auch auf die Stellung-
nahmen zu den Landtagsdrucksachen 16/2302 vom 11. Juni 2017 und 16/3523 
vom 26. März 2018:

Im Bereich des Schienenpersonennahverkehrs (SPNV) sind in allen Verkehrs-
verträgen, deren Betriebsaufnahmen mit Neufahrzeugen u. a. der Landesanstalt 
Schienenfahrzeuge Baden-Württemberg erfolgten oder erfolgen werden, zwin-
gend Videoaufzeichnungsgeräte vorgegeben, die gemäß den datenschutzrechtli-
chen Vorgaben die Nachverfolgung von sicherheitsrelevanten Vorgängen oder 
Straftaten ermöglichen. Gleichzeitig wird mit der Ausstattung der Fahrzeuge mit 
Videoüberwachungsgeräten auch in einem gewissen Maße präventiv zur Ab-
schreckung von Straftaten gewirkt.

Auch wird im Rahmen der Beschaffung von Schienenfahrzeugen darauf geachtet, 
dass die Fahrzeuge eine gute transparente Gestaltung und Ausleuchtung erhalten, 
um so den Fahrgästen insbesondere auch im Spätverkehr eine gute Einsehbarkeit 
in die Fahrzeuge zu gewährleisten.
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Ein weiterer Schwerpunkt der Landesregierung besteht darin, dass in den neuen 
Verkehrsverträgen auf den nachfragestarken Linien und Zügen weitgehend eine 
100 % Zugbegleitquote mit den EVU vereinbart wird. Mit der Besetzung der Züge 
mit Zugbegleiterinnen und Zugbegleitern wird auch dem Sicherheitsbedürfnis der 
Fahrgäste im SPNV Rechnung getragen, in den Zügen immer eine Ansprechpart-
nerin bzw. einen Ansprechpartner zu finden. Zusätzlich baut die Landesregierung 
über entsprechende vertragliche Abreden mit den EVU laufend und nach Bedarf 
die Bestreifung der einzelnen Züge insbesondere in den Abendstunden und am 
Wochenende mit geeignetem und ausgebildetem Sicherheitspersonal aus. Mit die-
sen zusätzlichen Bestreifungen konnten insbesondere auch die Durchsetzung der 
Coronaschutzmaßnahmen zugunsten der überwiegenden Mehrheit der Fahrgäste 
umgesetzt werden und so auch Angriffe und Beleidigungen seitens derjenigen 
Personen, die sich nicht an die Schutzmaßnahmen halten, gegenüber den Zugbe-
gleiterinnen bzw. Zugbegleitern und Fahrgästen auf ein Mindestmaß reduziert 
werden.

Auf dem Gebiet von Bahnanlagen der Eisenbahnen des Bundes obliegt die poli-
zeiliche Zuständigkeit grundsätzlich der Bundespolizei. Ihr kommt die Aufgabe 
zu, Gefahren für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung abzuwehren, die insbe-
sondere Benutzern, den Anlagen oder dem Betrieb der Bahn drohen. Die Landes-
polizei wird im Bedarfsfall auf Anforderung unterstützend tätig.

Überdies trifft die Polizei Baden-Württemberg speziell im Umfeld von Bahnhöfen 
bzw. von Anlagen des ÖPNV im Rahmen ihrer Zuständigkeiten lage- und be-
darfsorientiert erforderliche Maßnahmen. Hierzu zählen unter anderem Präsenz- 
und Kontrollmaßnahmen im Rahmen der Streifentätigkeit. Dabei sind die Ein-
satzmaßnahmen teilweise in regionale bzw. städtische Sicherheitskonzeptionen 
integriert.

Auch finden in unregelmäßigen Abständen polizeiliche Schwerpunktkontrollen 
beispielsweise im Bereich des gewerblichen Fernreiseverkehrs, wie z. B. Kon
trollen von Fernbussen, statt. Insbesondere vor dem Hintergrund der Bekämpfung 
grenzüberschreitender und internationaler Kriminalität werden ausgehend von 
einer seit 2003 bestehenden Sicherheitskooperation zwischen dem Bundesminis-
terium des Innern, für Bau und Heimat, dem Bundesministerium der Finanzen 
und dem Ministerium des Inneren, für Digitalisierung und Kommunen Baden-
Württemberg gemeinsame Kontrollmaßnahmen der Bundespolizei, des Zolls und 
der Polizei Baden-Württemberg durchgeführt. Dabei wird grundsätzlich auch der 
ÖPNV berücksichtigt.

Ferner bringen sich die Sicherheitsbehörden nach Möglichkeit bei der Erarbeitung 
angemessener Sicherheitsvorkehrungen in Bahnhöfen und Zügen mit ein, wenn-
gleich die Ausgestaltung allgemeiner Sicherheitsmaßnahmen im Bereich des 
ÖPNV zunächst im Verantwortungsbereich der jeweiligen Verkehrsbetriebe liegt. 
Dabei sind neben verhaltensorientierten Hinweisen auch sicherungstechnische 
Maßnahmen von Bedeutung. Ein weiterer wichtiger Baustein zur Stärkung der 
Sicherheit im ÖPNV wurde bereits im Jahr 1998 mit der Vereinbarung über die 
Freifahrt uniformierter Polizeibeamtinnen und -beamten in Nahverkehrs-, Inter
regio- und Schnellzügen der Deutschen Bahn AG zwischen dem Innenministe
rium Baden-Württemberg und der Deutschen Bahn AG gelegt, die mittlerweile 
auf alle Züge der Deutschen Bahn ausgeweitet wurde. Vergleichbare Regelungen 
bestehen zudem für die Angebote anderer Unternehmen des SPNV im Bereich 
des Landes. In Fällen, in denen sich Gefahrenlagen im Zug ergeben oder in denen 
das Zugpersonal Unterstützung benötigt, können die Polizeibeamtinnen und -beam
ten unmittelbar eingreifen. Sie leisten mit ihrer Präsenz einen bedeutsamen Bei-
trag zur Steigerung der objektiven Sicherheit und des Sicherheitsgefühls des Per-
sonals und der Fahrgäste. Um diesen Bereich noch weiter auszubauen, beabsich-
tigt die Landesregierung, die Freifahrt im ÖPNV auf die Beamtinnen und Beam-
ten der Kriminalpolizei auszuweiten.

Strobl
Minister des Inneren,
für Digitalisierung und Kommunen
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